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ZEITGESPRÄCH

Die Bauwirtschaft -  
Krisenbranclie der 80er Jalire?
Die Bauwirtschaft befindet sich gegenwärtig in einer äußerst schwierigen Lage. Worauf ist die Krise der 
Bauindustrie zurücl<zuführen? ist ein Ende abzusehen? Besteht wirtschaftspolitischer Handlungsbedarf?

Günther^erion

Die Krise der Bauwirtschaft -  eine Krise der Politik

Die Bauwirtschaft befindet sich 
ohne Zweifel in einer krisen­

haften Entwicklung. Dies zeigen die 
aktuellen Daten ebenso wie die län­
gerfristigen Rahmenbedingungen 
der Baunachfrage. Zu Beginn der 
diesjährigen Bausaison, also Ende 
März 1985, lag die Beschäftigten­
zahl des Bauhauptgewerbes mit 
961 000 Personen um 12 % unter 
dem entsprechenden Vorjahres­
stand. im Vergleich zu 1980 (1,26 
Mill. Beschäftigte) ergibt sich ein 
Rückgang um 24 % bzw. um 
300 000 Personen. Zum gleichen 
Zeitpunkt zählte die Bundesanstalt 
für Arbeit in der gesamten bauaus­
führenden W irtschaft-be i 1,88 Mill. 
Beschäftigten im Jahr 1984 -  
580 000 arbeitslose Arbeiter und 
Angestellte sowie Kurzarbeiter.

Das Auftragsvolumen des Bau­
hauptgewerbes lag 1984 mit 66,3 
Mrd. DM real um 6,5 % unter dem 
Stand von 1983 und um 17 % unter 
dem Stand von 1980. Für das 1. 
Quartal 1985 ist ein weiterer Rück­
gang der Aufträge um 14 % festzu­
stellen. Mit 2,0 Monaten wurde En­
de April 1985 der niedrigste je zu 
diesem Zeitpunkt beobachtete Auf­
tragsbestand registriert. Trotz des
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in großem Umfang bereits vollzoge­
nen Beschäftigungsabbaues rech­
net ein Drittel der Baufirmen für die 
nächsten Monate -  in der Haupt­
bauzeit -  mit weiteren Entlassun­
gen.

Der extrem harte Wettbewerb um 
das knappe Auftragsvolumen reißt 
immer mehr Bauunternehmen in 
den Konkurs. Mit 2 021 Insolvenzen 
von bauhauptgewerblichen Unter­
nehmen -  darunter 297 angemelde­
te Konkurse mit Forderungen über 1 
Mill. DM -  wurde 1984 eine Rekord­
ziffer erreicht. Im 1. Quartal 1985 
stieg die Insolvenzzahl um 25 % 
weiter an. 74 % allerangemeldeten 
Konkurse am Bau wurden 1984 
mangels Masse abgewiesen.

Will man den krisenhaften Zu­
stand der Baubranche vollständig 
erkennen, dann muß man die die 
künftige Baunachfrage beeinflus­
senden wirtschafts- und finanzpoli­
tischen Rahmenbedingungen ana­
lysieren. Diese lassen auf absehba­
re Zeit keine Besserung der Lage 
erwarten.

Zu diesen „Rahmenbedingun­
gen“ gehört, daß im Wohnungsbau 
eine Stabilisierung der Nachfrage

nicht zu erwarten ist. Die große 
Menge leerstehender Wohnungen, 
vor allem aber die ungünstige Ein­
kommensentwicklung und die Ein­
kommenserwartungen der Privat­
haushalte lassen die Wohnbau­
nachfrage noch auf längere Sicht 
zurückgehen. Im 1. Quartal 1985 
wurden dementsprechend 32 % 
weniger Wohnbaugenehmigungen 
erteilt als ein Jahr zuvor. An der 
rückläufigen Tendenz werden auch 
Zinssenkungen wenig ändern.

Im Wirtschaftsbau hoffen wir 
1986 auf steigende Investitionen 
der Wirtschaft, insbesondere der 
Exportindustrie. Einem Anstieg sind 
aber Grenzen gesetzt, da nach wie 
vor in der Mehrzahl der Wirtschafts­
bereiche die Investitionen weniger 
zum Zwecke der Erweiterung, son­
dern zur Rationalisierung vorge­
nommen werden. Bauten stehen 
dabei nicht im Vordergrund. 1984 
und auch im 1. Quartal 1985 waren 
die Aufträge im Wirtschaftsbau 
noch rückläufig.

Bund, Länder und Gemeinden in­
vestieren im öffentlichen Bau wei­
terhin sehr vorsichtig, trotz aller, ins­
besondere an die Gemeinden ge­
richteten Appelle. Bei diesen, als
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den größten Investoren unter den 
Gebietskörperschaften, herrscht ei­
ne, aus der Sicht der Gemeinden 
durchaus verständliche, Zurückhal­
tung vor. Die Furcht vor steigenden 
Sozialhilfeaufwendungen, vor ho­
hen Folgekosten und die Ungewiß­
heit über die Höhe der Landeszu­
schüsse erweisen sich auch bei je­
nen Gemeinden, die inzwischen fi­
nanziell saniert erscheinen, als 
nachhaltige Investitionsbremse. 
Daneben weisen aber viele andere 
Gemeinden, insbesondere in den 
Froblemgebieten, weiterhin hohe 
Defizite auf. Insgesamt stellt der ho­
he Schuldenstand von Bund, Län­
dern und Gemeinden eine Dauer­
belastung der öffentlichen Investi­
tionstätigkeit dar, übersteigt doch 
mittlerweile der Zinsendienst deut­
lich die Investitionssummen. Nur 
Post und Bahn weiten derzeit ihre 
Investitionen aus.

Die „Rahmenbedingungen“ der 
Baunachfrage zusammen mit den 
bedrohlichen Daten über die derzei­
tige baukonjunkturelle Lage lassen 
erkennen, daß sich die Bauwirt­
schaft in einer schweren Krise be­
findet, die sich in extremer Weise 
von der Situation in vielen anderen 
Wirtschaftszweigen abhebt. 1985 
erwarten wir insgesamt einen Rück­
gang der Bauproduktion um minde­
stens 6 % (Wohnungsbau -1 0  %, 
Wirtschaftsbau - 2  %, Öffentlicher 
Bau -1-3 %).

Vor diesem Hintergrund wird ver­
ständlich, weshalb das diesjährige 
Frühjahrsgutachten der deutschen 
wirtschaftswissenschaftlichen For­
schungsinstitute von der Bauwirt­
schaft kritisiert werden mußte. Kritik 
fand die Vorausschätzung eines nur 
3 % betragenden realen Rückgan­
ges der Bauinvestitionen im Jahr 
1985. Die erwähnten Baunachfra­
ge-Daten machen eine solche Pro­
gnose unglaubwürdig. Ein Rück­
gang von 6 % erscheint demgegen­
über fast noch als zu optimistisch.
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Ferner war zu kritisieren, daß die 
gegenwärtige Baukrise vor allem 
als Wohnungsbaukrise definiert 
wurde. Ist nicht zuvor schon das 
Bauvolumen der öffentlichen Hand 
von 1980 bis 1984 um 17 % zurück­
gegangen? Schließlich: Genügt es, 
die Bauwirtschaft mit ihrer halben 
Million Arbeitslosen, die zu einer 
wachsenden Belastung für die ge­
samtwirtschaftliche Entwicklung 
werden, damit zu vertrösten, daß ir­
gendwann später die Früchte der 
sogenannten angebotsorientierten 
Wirtschaftspolitik reifen? Übersa­
hen die Forschungsinstitute, daß in­
zwischen die Baukapazitäten unter 
unverantwortlich hohen volkswirt­
schaftlichen Kosten weit unter das 
dem vorhandenen Baubedarf ent­
sprechende Nachfrageniveau zu­
rückgefahren wurden? Gerade der

Die Autoren
unseres
Zeitgesprächs:

Dr. Günther Herion, 61, ist 
Präsident des Hauptverban­
des der Deutschen Bauindu­
strie e. V. in Wiesbaden und 
Bonn.

Dr. Oscar Schneider, 58, ist 
Bundesminister für Raum­
ordnung, Bauwesen und 
Städtebau.

Dr. Dietrich Speriing, 52, ist 
stellvertretender Vorsitzen­
der des Arbeitskreises Wirt­
schaftspolitik der SPD-Bun- 
destagsfraktion und zustän­
dig für Fragen der Bauwirt­
schaft.

Dr. Hans-Hagen Härtel, 44, 
leitet die Abteilung Beob­
achtung und Nutzbarma­
chung neuer Forschungs­
methoden und -bereiche 
des HWWA-Institut für Wirt­
schaftsforschung-Hamburg.

Baubedarf hätte gründlicher behan­
delt werden sollen. Mit Hinweisen 
auf nicht ausgenutzte Schwimmbä­
der und halbleere Kindergärten wird 
das Thema zu oberflächlich ange­
gangen.

Im Gegenteil, die wirtschaftswis­
senschaftlichen Forschungsinstitu­
te hätten Bund, Ländern und Ge­
meinden deutlich machen müssen, 
welche große wirtschafts- und ge­
sellschaftspolitische Aufgabe sie 
haben, nämlich die deutsche Bau­
wirtschaft zumindest in ihrem Kern 
zu erhalten.

Die Bauunternehmer selbst wis­
sen am besten, daß die Bautätigkeit 
in Zukunft -  trotz des vorhandenen 
großen Baubedarfs -  nicht mehr wie 
in früheren Jahren wachsen wird. 
Sie wird eher abnehmen. In den 
50er Jahren nahm das Bauvolumen 
jährlich noch um 8 % zu, in den 60er 
Jahren um 4 %, in den 70er Jahren 
-  mit der ersten großen Baukrise -  
um 2 %. Für die 80er Jahre, die ja 
schon zur Hälfte vorüber sind, ist ein 
Bauwachstum von 1 % noch eine 
optimistische Prognose. Gleich­
wohl haben sich die Bauunterneh­
mer hierauf eingestellt, oder sie sind 
dabei, es zu tun. Sie bauen unter er­
heblichen Kosten -  man denke an 
die „Sozialpläne“ -  ihre Beleg­
schaften ab. Die Tarifpartner der 
Bauwirtschaft vereinbarten eine -  
ebenfalls kostspielige -  Vorruhe­
standsregelung, durch die allein 
1985 der Beschäftigtenstand zu­
sätzlich um 50 000 Personen abge­
baut wird. Insoweit anerkennen die 
Bauunternehmer die Gesetze der 
Marktwirtschaft. Viele zahlen dafür 
sogar mit dem eigenen Vermögen.

Aber darf ein Wirtschaftszweig, 
noch dazu der mit der höchsten Be­
schäftigtenzahl unter allen Wirt­
schaftszweigen, der in hohem Ma­
ße vom Staat als Auftraggeber und 
Gestalter der bauwirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen abhängt, ei­
ner Entwicklung überlassen wer­
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den, die durch Ratlosigkeit und Un­
stetigkeit gekennzeichnet ist?

Trotz aller gegenteiligen Bekun­
dungen hat der Staat, in seiner Ge­
samtheit betrachtet, in der Vergan­
genheit die Baunachfrage nicht ver- 
stetigt, er hat irritierende Schwan­
kungen zugelassen oder sogar ver­
anlaßt. Er hat sich auch keine Ge­
danken über den künftigen Baube­
darf gemacht. „Investition geht vor 
Konsum“ ist immer noch ein from­
mer Wunsch. Bürokratie und Zag­
haftigkeit ließen die Probleme der 
„administrativen Investitionshemm­
nisse“ weiter wachsen.

Wer sich dies vor Augen hält, 
kommt bald zu dem Schluß, daß der 
Staat durchaus eine Verpflichtung 
hat, der Bauwirtschaft bei ihrem 
schwierigen Anpassungsprozeß zu 
helfen. Dies soll nicht als Subven­
tion oder als schuldenvermehren­
des Beschäftigungsprogramm, 
dessen Wirkung schon ein oder

zwei Jahre später wieder verpufft 
ist, geschehen, sondern als eine 
verstetigende Stützung der Bau­
nachfrage im öffentlichen Bereich 
und -  behutsam -  auch im Bereich 
des Wirtschaftsbaus.

Aufgeschreckt durch die das ge­
samtwirtschaftliche Bild so stark 
störende, ja infizierende Bauar­
beitslosigkeit werden derzeit ver­
schiedenerlei Maßnahmen erörtert. 
Die deutsche Bauindustrie hat hier­
zu ebenfalls Vorschläge unterbrei­
tet, insbesondere eine Ausweitung 
und Verbilligung der von der Kredit­
anstalt für Wiederaufbau bereitzu­
stellenden Kredite an Kommunen 
und Unternehmen für Umwelt­
schutzmaßnahmen aus dem ERP- 
Vermögen. Die Bauindustrie hat 
sich für Abschreibungserleichterun­
gen für gewerblich genutzte Gebäu­
de mit verkürzter Nutzungsdauer 
eingesetzt. Vor allem schlägt sie ei­
ne Aufstockung der Investitionsan­
sätze in den Bund- und Länder­

haushalten 1986 und deren frühzei­
tige Verfügbarmachung vor.

Bei all diesen Vorschlägen muß 
als Prinzip gelten: Nüchterne Ko­
sten- und Nutzenanalyse unter 
volkswirtschaftlichen, also nicht ka- 
meralistischen oder gruppen­
egoistischen Gesichtspunkten. We­
niger Dogmen praktizieren wollen, 
sondern das Machbare durchset­
zen, das ist unser Rat. Geschieht 
dies zielbewußt, wird sich auch die 
Finanzierung sichern lassen. Wenn 
Umweltschutz Geld kostet und dies 
dem Bürger klargemacht wird, dann 
Ist er auch zu Opfern bereit. Dies ist 
eine richtige, viel zu wenig beachte­
te Aussage im letzten Jahresgut­
achten des Sachverständigenrates 
zur Begutachtung der gesamtwirt­
schaftlichen Entwicklung. Nur so 
wird die Krise der Bauwirtschaft be­
wältigt werden können. Gelingt dies 
nicht, wird die Krise der Bauwirt­
schaft zu einer Krise der Politik wer­
den.

Oscar|Schneider

Der Anpassungsprozeß ist unausweichlich

Es steht außer Frage, daß sich 
die deutsche Bauwirtschaft in 

einer extrem schwierigen Situation 
befindet. Sie ist gekennzeichnet 
durch einen drastischen Rückgang 
der Wohnungsbaunachfrage, eine 
immer noch schwache Nachfrage 
im öffentlichen Bau und eine nur 
langsame Nachfragebelebung im 
Wirtschaftsbau. Der bauwirtschaftli­
che Anpassungsprozeß an den nun 
schon seit zwei Jahren zu verzeich­
nenden Nachfragerückgang im 
Wohnungsbau und an den seit 1980 
anhaltenden Rückgang bei den öf­
fentlichen Bauinvestitionen führt zu 
einer erheblichen Belastung des Ar­
beitsmarktes und trübt die sonst

überzeugenden Erfolge in der Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik. Die aktu­
ellen Indikatoren signalisieren, daß 
es nach den Bauwachstumsjahren 
1983/84 in diesem Jahr zu einem 
spürbaren Rückgang der Baupro­
duktion kommen wird, ln dieser Si­
tuation ist eine Anpassung der Un­
ternehmen unvermeidbar. Die aku­
te Gefahr besteht darin, daß dieser 
Prozeß schockartig verläuft und da­
mit die Anpassungsmöglichkeiten 
in der Bauwirtschaft überfordert. 
Die Bundesregierung nimmt diese 
Sorge sehr ernst. Sie hat deshalb 
mit einer Reihe von Maßnahmen 
zur Stützung der Bauwirtschaft bei­
getragen und prüft gegenwärtig

weitere Schritte, um den Anpas­
sungsprozeß in der Bauwirtschaft 
zu erleichtern.

Die Ursachen für den anhaltend 
starken Nachfragerückgang am 
Baumarkt sind vielfältig. Eine ver­
fehlte Wirtschafts- und Finanzpolitik 
in den 70er und zu Beginn der 80er 
Jahre hat dauerhaft wesentliche 
baurelevante Rahmenbedingungen 
verschlechtert und somit die durch 
strukturelle Nachfrageveränderun­
gen im Wohnungsbau auftretenden 
bauwirtschaftlichen Anpassungser­
fordernisse zusätzlich verschärft. 
Der schuldenfinanzierte, kräftige 
Anstieg der öffentlichen Ausgaben 
diente fast ausschließlich der Finan­
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zierung konsumtiver Zwecke, wäh­
rend die öffentlichen Investitionen 
sträflich vernachlässigt wurden. Ihr 
dramatischer Abbau betraf insbe­
sondere den Bausektor: hier san­
ken die realen öffentlichen Investi­
tionen in den vergangenen 15 Jah­
ren um rund 30 %. Die bis 1983 ne­
gative Einkommensentwicklung, 
das anhaltend hohe Realzins­
niveau, die hohen Finanzierungsko­
sten und die zunehmende Verunsi­
cherung durch Arbeitslosigkeit be­
lasten die Investitionsbereitschaft 
im Wohnungsbau noch immer. Hier 
liegen die wesentlichen Ursachen 
für die gravierende Nachfrage­
schwäche auf dem Wohnungs­
markt.

Die in diesem Zusammenhang 
häufig vorgetragene Kritik am woh­
nungspolitischen Sofortprogramm 
geht am Kern der Probleme vorbei. 
Einmal war dieses Programm nicht 
als Dauerbrenner, sondern als Im­
pulsgeber für die gesamtwirtschaft­
liche Entwicklung konzipiert. Diese 
Aufgabe hat es voll und ganz erfüllt. 
Der Anstieg der Baugenehmigun­
gen 1983 gegenüber 1982 um 25 % 
auf über 420 000 Wohnungen und 
der entsprechende Anstieg der Fer­
tigstellungen 1984 auf fast 400 000 
Wohnungen machen den Erfolg der 
Maßnahmen deutlich. Zum anderen 
hat dieses Programm wesentlich 
zur heute erkennbaren Normalisie­
rung auf dem Wohnungsmarkt bei­
getragen. Diese für Wohnungspoli­
tiker erfreuliche Entwicklung konnte 
auf der anderen Seite nicht ohne 
Folgen für die Wohnungsbaunach­
frage bleiben.

Trotz dieser den Baumarkt bela­
stenden Faktoren sollte man mit der 
-  journalistisch sicher reizvollen -  
Formulierung „Krisenbranche der 
80er Jahre“ vorsichtig umgehen. 
Der größte Wirtschaftssektor unse­
res Landes steht vor keinem Bran­
chenkollaps. Der Baubedarf unse­
rer Volkswirtschaft ist noch längst
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nicht gesättigt. Die Vielzahl der vor 
uns liegenden, vor allem umweltbe­
deutsamen Bauaufgaben belegt, 
daß Bauinvestitionen weiterhin un­
verzichtbar sind. Gleichwohl wird ei­
ne zunehmend deutlichere Gegen­
bewegung von bauwirtschaftlicher 
und gesamtwirtschaftlicher Ent­
wicklung erkennbar. Das Bauvolu­
men wächst seit Ende der 60er Jah­
re deutlich langsamer als das So­
zialprodukt insgesamt. Dieser 
Trend ist in allen bedeutenden Indu­
strieländern festzustellen.

Der erkennbaren strukturellen 
Veränderung muß sich die Bauwirt­
schaft stellen, und sie hat sich die­
ser Entwicklung bisher auch erfolg­
reich gestellt. Bei dem erreichten 
Entwicklungsstand unserer Volks­
wirtschaft wird der künftige Verlauf 
der Bauinvestitionen weniger durch 
eine quantitative Ausweitung der 
Nachfrage bestimmt werden als 
vielmehr durch ihre qualitative Ver­
änderung. Das Ausmaß dieser Ver­
änderungen hängt zum einen vom 
erreichten Versorgungsgrad ab, 
zum anderen vom Umfang und 
Tempo der Erschließung neuer Auf­
gabenbereiche. Heute geht es also 
vor allem um eine Anpassung der 
bauwirtschaftlichen Kapazitäten an 
veränderte Nachfragestrukturen 
und damit letztlich auch um die 
Wahrnehmung neuer Marktchan­
cen.

Neue Investitionsschwerpunkte

An konkreten Bauaufgaben wird 
auch in den vor uns liegenden Jahr­
zehnten kein Mangel bestehen. 
Dies gilt einmal für den Wohnungs- 

.markt. Hier wird sich der Woh­
nungsneubau zukünftig vonwiegend 
auf den Ersatzbedarf und auf die 
Ausweitung des Angebots in regio­
nalen Teilmärkten konzentrieren. 
Dabei dürften Eigentumsmaßnah­
men einen steigenden Anteil bean­
spruchen. Insgesamt ist davon aus­
zugehen, daß das jährliche Neu­
bauvolumen im Durchschnitt auf et­

wa 300 000 Wohnungen zurückge­
hen wird. Bestandspflege und Mo­
dernisierung werden an Bedeutung 
gewinnen.

Besondere bauwirtschaftliche 
Zukunftsperspektiven bietet eine 
der wichtigsten Aufgaben unserer 
Generation: die Erhaltung einer ge­
sunden Umwelt. Dies erfordert um­
fangreiche Baumaßnahmen im Be­
reich der Energie- und Wasserver­
sorgung sowie der Müll- und Ab­
wasserentsorgung. Ähnliches gilt 
für den Stadtverkehr und für die 
Verbesserung des Lärmschutzes. 
Die Aufgaben des Bodenschutzes, 
der Grün- und Freiraumpolitik und 
des ökologischen Bauens werden 
zunehmend wichtiger. Nicht zuletzt 
verursachen die Bauschäden an öf­
fentlichen und privaten Gebäuden -  
bedingt durch schädliche Umwelt­
einflüsse und falschen Umgang mit 
Baumaterialien -  erheblichen Sa­
nierungsbedarf. Allerdings werden 
die neuen, oft umweltbedeutsamen 
Bauinvestitionen die niedrigere 
Wohnungsbaunachfrage nicht voll 
ersetzen können.

Fest steht, daß wir sowohl im 
Wohnungs- und Gewerbebau als 
auch im öffentlichen Bau heute ein 
qualitativ und quantitativ hohes Ver­
sorgungsniveau erreicht haben. Die 
Wohnungsversorgung unseres 
Landes ist heute so gut wie nie zu­
vor. Wir verfügen zudem über ein 
umfangreiches Straßennetz und ei­
ne gute Infrastruktur. Dieses hohe 
Versorgungsniveau bestimmt nicht 
nur die gegenwärtige Situtation, 
sondern ist zugleich auch wesentli­
cher Ausgangspunkt für die künftige 
Entwicklung der Bauwirtschaft.

Der Hinweis auf das hohe Versor­
gungsniveau darf jedoch nicht 
gleichgesetzt werden mit dem Be­
griff Marktsättigung. Mit einer sol­
chen Gleichsetzung wird der unzu­
treffende Eindruck erweckt, der 
Wohnungsmarkt habe seinen End­
zustand erreicht, sämtliche öffentli-
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Chen Investitionen seien getätigt 
und neue Maschinen und Ge­
schäftseinrichtungen würden nur 
noch in schon bestehende Fabrik­
hallen und Bürogebäude gestellt. 
Das Schlagwort „Marktsättigung“ 
liefert kein hinreichend genaues 
Bild, es birgt zugleich die Gefahr, 
überzogene Krisenstimmungen in 
der Bauwirtschaft zusätzlich zu 
nähren.

Die aktuelle Diskussion um eine 
drohende Überversorgung auf dem 
Immobilienmarkt, um angebliche 
Leerstände in Millionenhöhe und 
um einen dramatischen Preisverfall 
im Wohnungsbestand hat schon 
heute zu einer starken Verunsiche­
rung geführt, in der Stimmungen 
mehr wirken und bewirken als Fak­
ten und Zusammenhänge. Es ist 
nicht zuletzt diese geschürte Kri­
senstimmung, in der die anhaltende 
Kritik an der staatlichen Wohnungs­
bauförderung unter Stichworten wie 
„Kapitalfehllenkung“ und „Arbeits­
plätze statt Schlafplätze“ ihren frag­
würdigen Rückhalt gefunden hat. 
Ein Wettlauf des Pessimismus hat 
begonnen mit der Gefahr, daß sich 
der Abwärtstrend selbst beschleu­
nigt. Gerade deshalb muß eindring­
lich davor gewarnt werden, die ge­
genwärtige schwierige und kritische 
Situation der Bauwirtschaft einfach 
in die Zukunft fortzuschreiben. Die­
ses Verfahren widerspricht allen 
ökonomischen Erfahrungen und 
läßt insbesondere die Zusammen­
hänge zwischen der positiven ge­
samtwirtschaftlichen Entwicklung 
und der Entwicklung in der Bauwirt­
schaft unberücksichtigt.

Unsere Überlegungen zur Lö­
sung der aktuellen bauwirtschaftli­
chen Probleme müssen davon aus­
gehen, daß eine durchgreifende 
und dauerhafte Belebung der Bau­
nachfrage nur auf der Basis eines 
möglichst lang anhaltenden allge­
meinen Wachstumsprozesses er­
reicht werden kann. Alle entschei­
denden Komponenten der Bau­

nachfrage hängen unmittelbar mit 
der gesamtwirtschaftlichen Ent­
wicklung zusammen. Unternehme­
rische Gewinne und Gewinnerwar­
tungen bestimmen das Ausmaß der 
gewerblichen Ausrüstungsinvesti­
tionen, die wiederum wesentlich 
den gewerblichen Bau prägen. Die 
Einkommen und die Einkommens- 
en/vartungen der privaten Haushal­
te sind wesentlicher Faktor für die 
Nachfrage nach Wohnungen und 
für den Erwerb von Wohneigentum. 
Die Steuereinnahmen von Bund, 
Ländern und Gemeinden schaffen 
die Voraussetzungen für öffentliche 
Bauinvestitionen. Vor allem diese, 
für die bauwirtschaftliche Nachfra­
geentwicklung grundlegenden Rah­
menbedingungen müssen verbes­
sert werden, um der Bauwirtschaft 
wieder sicheren Boden unter den 
Füßen zu verschaffen.

Entsprechende positive Signale 
sind vorhanden. Die gesamtwirt­
schaftliche Entwicklung präsentiert 
sich heute wesentlich günstiger als 
1982. W ir befinden uns im dritten 
Jahr eines konjunkturellen Auf­
schwungs. Damit aber sind zugleich 
auch wesentliche Faktoren für die 
zukünftige Entwicklung des Bauens 
spürbar verbessert worden. Die 
heute von niemandem in Frage ge­
stellte positive Ausgangssituation 
unserer Wirtschaft begründet auch 
positive Perspektiven für die Bau­
wirtschaft. Beispielsweise bedarf es 
keiner großen Gabe zur Prophetie, 
um die Voraussage zu wagen, daß 
eine nachhaltige gesamtwirtschaft­
liche Erholung mit einer entspre­
chenden Verbesserung der Ein­
kommen und der Einkommenser­
wartungen sehr rasch die Vorzei­
chen am Wohnungsmarkt ändern 
könnte.

Schon heute gibt es erste, auch 
für die Bauwirtschaft bedeutsame 
gesamtwirtschaftliche Wachstums­
erfolge. Im Mittelpunkt steht die zu­
nehmend erfolgreiche Konsolidie­

rung der öffentlichen Haushalte. Sie 
hat entscheidend zu einer nachhal­
tigen Verbesserung der finanziellen 
Situation der Kommunen beigetra­
gen -  und diese sind die öffentli­
chen Hauptauftraggeber der Bau­
wirtschaft. Damit zeichnet sich die 
Möglichkeit einer Trendwende bei 
den gemeindlichen Investitionen 
ab. Auch wenn nicht übersehen 
werden darf, daß zusätzliche öffent­
liche Investitionen nicht ersetzen 
können, was im privaten Bausektor 
-  und hier vor allem im Wohnungs­
bau -  als Nachfrage ausfällt, so hilft 
diese Entwicklung dennoch, die un­
vermeidliche Kapazitätsanpassung 
der Bauwirtschaft an die verringerte 
Nachfrage zu erleichtern. Gleich­
zeitig dürften sich die verbesserten 
gesamtwirtschaftlichen Rahmenbe­
dingungen auch positiv auf den 
Wirtschaftsbau auswirken.

Zusätzliche Hilfsmaßnahmen

Angesichts des außergewöhnlich 
niedrigen Niveaus der öffentlichen 
Bauinvestitionen hat die Bundesre­
gierung im Rahmen ihrer Möglich­
keiten zusätzliche Anreize zur Bele­
bung der Bautätigkeit gegeben. Sie 
hat die Bundesmittel für die Städ­
tebauförderung seit 1982 um 50 % 
auf inzwischen 330 Mill. DM aufge­
stockt. Zusammen mit dem Mittel­
volumen von Ländern und Gemein­
den ergibt dies ein Fördervolumen 
von 1 Mrd. DM. Darüber hinaus ist 
auf die zinsgünstigen Kredite im 
Rahmen des ERP-Wirtschaftsplans 
1985 mit einem Gesamtvolumen 
von 4,3 Mrd. DM zu verweisen. Von 
diesem Volumen werden 500 Mill. 
DM durch Maßnahmen der Abwas- 
senwirtschaft, der Luftreinhaltung 
und der Abfallwirtschaft unmittelbar 
bauwirksam. Zusätzlich hierzu hat 
die Bundesregierung ein Programm 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
initiiert, mit dem über fünf Jahre 
zinsgünstige Darlehen in einem 
Umfang von insgesamt 3,5 Mrd. DM 
für Umweltschutzinvestitionen ge­
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währt werden. Hinzu kommen die 
Mittel in Milliardenhöhe für den Stra­
ßenbau, für Nahverkehrssysteme, 
den Streckenausbau der Bundes­
bahn und die Investitionen der Bun­
despost vor allem im Bereich der 
Breitbandverkabelung. Alles in al­
lem sind die unmittelbar und mittel­
bar bauwirksamen Ausgaben des 
Bundes 1985 um 9 % auf 27,5 Mrd. 
DM gestiegen.

Im Wohnungsbau gilt noch für 
neuerstelltes selbstgenutztes 
Wohneigentum, das vor dem 1 .1 . 
1987 fertiggestellt oder erworben 
wird, der erweiterte Schuldzinsen­
abzug von maximal 10 000 DM jähr­
lich für die ersten drei Jahre.

Trotz dieser zusätzlichen An­
strengungen und trotz der positiven 
Impulse, die sich im Zuge der ge­
samtwirtschaftlichen Belebung ein­
stellen werden, steht die Bauwirt­
schaft vor einem schwierigen, aber 
notwendigen strukturellen Anpas­
sungsprozeß. Die von vielen Seiten 
vorgeschlagenen neuen staatlichen 
Sonderprogramme zur Ankurbe­
lung der Bauwirtschaft sind keine 
geeignete Unterstützung. Solche 
Programme können Probleme am 
Bauarbeitsmarkt nicht dauerhaft lö­
sen. Die entsprechenden Versuche 
in früheren Jahren haben dafür ein­
drucksvolle Lehrbeispiele geliefert.

Besondere Erwähnung verdient 
hier das Zukunftsinvestitionspro­
gramm, in dessen Gefolge es ab 
1981 zu einem bis heute nachwir­
kenden anhaltenden Rückgang bei 
den öffentlichen Bauinvestitionen 
kam. Weitere negative Folgen des 
Programms waren starke Preisstei­
gerungen sowie eine zunehmende 
Verschuldung mit einer massiven 
Beschränkung der staatlichen 
Handlungsmöglichkeiten.

Allen Modernisierungs-, Ener- 
gieeinspar- oder Umweltschutzpro­
grammen ist immer eines gemein­
sam: sie brauchen erhebliche Fi­
nanzierungsmittel, die entweder die 
Abgabenbelastung oder die staatli­
chen Defizite weiter erhöhen. Das 
Frühjahrsgutachten der wirtschafts­
wissenschaftlichen Forschungsin­
stitute warnt deshalb eindringlich 
davor, diesen Irrweg zu beschrei­
ten. Mit Recht weisen die Wissen­
schaftler darauf hin, daß Konjunk­
turprogramme und ähnliche kurzfri­
stig ausgerichtete Maßnahmen zur 
Belebung der Bauwirtschaft oftmals 
kontraproduktiv waren. Sie haben 
konjunkturelle Ausschläge vergrö­
ßert und strukturelle Probleme ver­
deckt.

Alle zusätzlichen Anstrengungen 
der Finanz-, Wirtschafts- und So­
zialpolitik können deshalb für den

unausweichlichen Anpassungspro­
zeß, der sich auf dem bau- und woh­
nungswirtschaftlichen Sektor ab­
zeichnet, nur Hilfestellung geben. 
Der Strukturwandel ist notwendig, 
und er ist zuallererst eine Heraus­
forderung an die Unternehmer. Sie 
müssen sich dem veränderten 
Nachfrageniveau und der veränder­
ten Nachfragestruktur anpassen. 
Die Bundesregierung, die Länder 
und insbesondere die Kommunen 
müssen sich mit aller Kraft bemü­
hen, die Folgen der notwendigen 
strukturellen Änderungen erträglich 
zu gestalten. Die Bundesregierung 
wird in den anstehenden Beratun­
gen zum Bundeshaushalt 1986 in­
tensiv prüfen, wie die bauwirksa­
men Positionen verstärkt werden 
können.

Die wirksamste Entlastung für die 
gesamte Bauwirtschaft wird aber 
durch einen allgemeinen wirtschaft­
lichen Aufschwung erreicht. Stabile 
gesamtwirtschaftliche Verhältnisse 
sind für die Bauwirtschaft allemal 
besser als kurzatmige Programme. 
Die gute Gesamtkonstitution unse­
rer Volkswirtschaft bietet die Vor­
aussetzungen, um die erforderii- 
chen bauwirtschaftlichen Umstel­
lungen und Anpassungen zu mei­
stern. Die Bauwirtschaft muß keine 
Krisenbranche sein -  sie hat eine si­
chere Zukunftsperspektive.

DietrichjSperling
[y'

Die Zukunft liegt im Umweltschutz

Horrorzahlen aus der Bauwirt­
schaft nannte einst Gerhard 

Stoltenberg als Ministerpräsident 
von Schleswig-Holstein 1982 die 
über Konkurse, Kurzarbeit, Arbeits­
losigkeit, Baugenehmigungen und 
Auftragsreichweiten veröffentlich­
ten Daten. Im Vergleich zum Jahr 
1985 sind die Zahlen von 1982 frei­

lich als gut zu bezeichnen: 1985 
stolpert die Bauwirtschaft von ei­
nem Minusrekord zum nächsten. 
Und das mitten in einem Auf­
schwung! Ist Bauen überflüssig ge­
worden? Ist seit Antritt der Wende­
regierung alles an d e rs -fü r die Bau­
wirtschaft auch, aber schlechter ge­
worden? Statt Beschäftigungspro­

gramm ersetzt durch Regierungs­
wechsel -  Marktsättigung vollendet 
durch Regierungswechsel?

Die Baunachfrage entfällt auf 
zwei große Bereiche:

□  den Hochbau, der Wohngebäu­
de, Betriebsgebäude und öffentli­
che Bauwerke umfaßt.
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□  und den Tiefbau, d. h. die Erstel­
lung von Infrastruktur, Straßen und 
anderen Verkehrswegen, Versor­
gungsleitungen aller Art im Auftrag 
öffentlicher Hände oder ihrer Unter­
nehmen wie Bahn und Post.

Welches Bild ergibt sich, wenn 
man die Investorengruppen und ih­
re Finanzierungschancen in den 
einzelnen Bereichen betrachtet?

Der Hochbau

Wohngebäude machten bisher 
rund die Hälfte des Hochbaus aus. 
Die Nachfrage nach Wohnfläche 
stieg früher von Jahr zu Jahr mit 
wachsendem Realeinkommen. 
Dieser Anstieg der Realeinkommen 
ist seit 1981 bei den breiten Schich­
ten des Volkes ausgeblieben. Mit 
sinkenden Realeinkommen verrin­
gerte sich die Nachfrage nach 
Wohnfläche. Die „Neue Wohnungs­
not“ verschwand wundersam hinter 
einem letzten klassischen Beschäf­
tigungsprogramm im Wohnungs­
bau, finanziert durch die verfas­
sungswidrige Zwangsanleihe. Es 
war wohl das Abschiedsprogramm 
des hoch subventionierten Woh­
nungsbaus, und mit ihm schied 
auch der Eigentumswohnungsbau 
-  getragen vom Bauherrenmodell -  
dahin. Auch der war je Quadratme­
ter Wohnfläche von Subventionen 
getragen, die vermögensbildend für 
die Bauherrn und mietsenkend für 
die Nutzer fast denselben Betrag je 
Quadratmeter Wohnfläche wie im 
sozialen Wohnungsbau ausmach­
ten. Doch war für diese Eigentümer 
und Nutzer die Idee der sozialen 
Marktwirtschaft eigentlich nicht er­
dacht worden.

Aber nicht nur der Geschoßwoh­
nungsbau siechte dahin. Auch die 
Eigenheimbauherren wurden rar -  
obwohl alle Umfragen deutlich ma­
chen, daß diese Wohnform nach 
wie vor der Renner unter allen Nut­
zungsarten ist, und die Bausparmil- 
liarden zeigen, daß viele noch Bau­
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herren werden wollen. Aber die 
Baukosten (zehn Jahresverdienste 
des Durchschnittsverdieners) und 
die hohen Zinsen schrecken bei sin­
kenden Realeinkommen von Bau­
abenteuern ab. Und die Gutverdie­
nenden sind fast alle mit Eigenhei­
men ausgestattet, sie kommen als 
Bauherren für den Eigengebrauch 
nicht mehr in Frage.

In vielen Städten stehen Bürotür­
me geschoßweise leer. Der Waren­
umschlag kommt mit immer weni­
ger Lagerkapazität aus -  auch 
wenn er selber wächst. Computer­
gesteuerte Logistik spart Hallen­
raum. Und die erneuerte Rationali­
sierung der industriellen Fertigung 
erfordert nur wenig zusätzliche Flä­
che. Computergestützte Daten- und 
Textverarbeitung und -kommunika- 
tion spart am Büroflächenzuwachs, 
der sich sonst ergäbe. Selbst ein 
wachstumbringender Aufschwung 
bei der Herstellung von Gütern und 
Dienstleistungen führt also nicht zu 
einer entsprechend vermehrten 
Bauflächen- und Raumnachfrage. 
Auch wachsende Güter- und 
Dienstleistungsmärkte sind „bau­
mäßig“ weitgehend gesättigt.

Hinzu kommt, daß auch der öf­
fentliche Hochbau weitgehend zum 
Erliegen gekommen ist. Bei
schrumpfender Bevölkerungszahl 
und herrschendem Altersaufbau 
sind Kindergärten und Schulen, 
Sporthallen und Universitäten, Rat­
häuser und Stadthallen, Kranken­
häuser und Altersheime weniger 
gefragt. Sie stehen schon alle -  so 
wie die Städte der Zukunft auch 
schon stehen. Die öffentlichen Hän­
de sind folglich als Bauherren im 
Hochbau auch nicht mehr aktiv -  
auch weil sie konsolidieren müssen, 
wollen und zum Teil sogar können!

Nun gibt es allerdings nicht nur 
den Neubau. Wenn auch die Städte 
und Gebäude der Zukunft bereits 
fast alle stehen, so haben sie doch

nicht durchweg schon die Gestalt 
für die zukunftsträchtigen Nutzun­
gen. Es gibt einen großen Moderni­
sierungsbedarf. Umbau findet an­
stelle von Neubau statt. Gehen wir 
auch hier die Investorengruppen 
durch.

Im Wohnungsbau nimmt schon 
seit gut einem Jahrzehnt der Anteil 
der Investitionen „im Bestand“ der 
Gebäude zu, der Neubauanteil 
schrumpft. Selbst ein mit wachsen­
den Realeinkommen vielleicht wie­
der steigender Wohnflächenbedarf 
ließe sich bei sinkender Bevölke­
rungszahl im Bestand befriedigen, 
wenn er für die künftige Alters- und 
Haushaltsstruktur der Bevölkerung 
passend modernisiert wird. Auch 
die Sehnsucht nach selbstgenutz­
tem Wohneigentum ließe sich im 
Bestand befriedigen, vorausge­
setzt, daß wegen Altersschwäche 
abzureißende Wohngebäude und 
Wohnungen weitgehend durch 
möglichst eigenheimähnliche Bau­
körper ersetzt werden.

Auch im Gewerbebau sind erheb­
liche bauliche Anpassungen im Zu­
ge von Rationalisierungsinvestitio­
nen zu erwarten. Änderungen der 
Nutzung von Gebäuden und die 
Ausrüstung mit moderner Maschi­
nerie werden in einem erheblichem 
Umfang Umbaumaßnahmen mit 
sich bringen. Ähnliches gilt für den 
öffentlichen Hochbau. Die öffentli­
chen Gebäude der Nachkriegszeit 
haben Sanierungs- und Moderni­
sierungsbedarf. Umbauaufgaben 
auch bei Modernisierung des öffent­
lichen Dienstleistungsbetriebs wird 
es mehr als bisher geben.

Der Tiefbau

Fast der gesamte Tiefbau ist di­
rekt eine „öffentliche Veranstal­
tung“ . Die Infrastruktur der Ver­
kehrswege, der Ver- und Entsor­
gungsleitungen kommt nur durch 
öffentliche Auftragsvergabe zustan­
de. Auch hier gilt, daß das Verkehrs-
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Wegenetz der Zukunft bis auf einige 
wenige Ergänzungen bereits in der 
Landschaft steht. Allein für den in- 
formationstransport (Verkabelung) 
ist Neubaubedarf vorhanden. Aber 
das bereits Vorhandene bedarf der 
Instandhaltung und Modernisie­
rung, da es zum Teil überaltert ist 
(so z. B. das Netz der Abwasserka- 
näie in vielen Orten, ebenso das 
Leitungssystem für Trinkwasser).

Gleiches gilt für den Stadtumbau. 
Der Umbau der Verkehrswege in 
den dicht besiedelten Flächen, der 
das innerstädtische Wohnen von 
Verkehrsbelastungen befreit, steht 
noch bevor. Mit Recht kann der Tief­
bau auf einen Baubedarf der Zu­
kunft rechnen.

Finanzlage der Bauherren

Im Bereich des selbstgenutzten 
Wohneigentums sind die Vermö­
genden und Einkommensstarken 
bereits versorgt. Sie kommen als 
Bauherren nicht in Frage. Die ande­
ren haben in den vergangenen Jah­
ren Verluste ihrer Realeinkommen 
hinnehmen müssen. Die Arbeits 
marktlage ermutigt die Durch 
schnittsverdiener nicht zu Bauauf 
trägen, die Baukosten auch nich 
Folglich müßte die Wohneigen 
tumsförderung des Steuerrechts 
auf diese Situation zugeschnitten 
werden und den Durchschnittsver­
dienern ohne Hoffnung auf große 
Einkommenssteigerungen eine 
leichtere Finanzierung eröffnen.

Der entsprechende Gesetzent­
wurf der Bundesregierung tut gera­
de dies nicht. Gemessen an derzeit 
geltenden Steuerbegünstigungen 
bietet das künftige Steuerrecht den 
„kleinen Bauherren“ nur Ver­
schlechterungen. Anders die Ge­
setzentwürfe von Nordrhein-West- 
falen und der SPD-Opposition, die 
gerade dem Durchschnittsverdie­
ner bessere Finanzierungserleich­
terungen bieten, so z. B. durch den 
Wegfall des Progressionseffektes,

die Kumulierung der Begünstigun­
gen für Ehepaare und ein höheres 
Baukindergeld. Wenn im Woh­
nungsneubau überhaupt noch ein­
mal eine Mengenwirkung erzielt 
werden sollte, dann nur, wenn das 
Steuerrecht auf die Gruppe der jet­
zigen kleinen Bausparer orientiert 
wird, statt über Progressionseffekte 
viele Subventionen auf wenige Ob­
jekte zu konzentrieren.

Der hohe Subventionsbetrag je 
Quadratmeter vermietete Wohnflä­
che wird angesichts der Aufgaben 
des Staates im Umweltschutz und 
der Zukunftsvorsorge im Bildungs­
und Ausbildungsbereich keinen 
massenhaften sozialen Mietwoh­
nungsbau mehr zulassen. Auch die 
erforderliche Subventionshöhe für 
das Bauherrenmodell verbietet den 
Gedanken, daß vermietbares 
Wohneigentum je wieder in dem 
Umfang vergangener Jahre entste­
hen wird. Die für die Rentabilität not­
wendige Quadratmetermiete im 
Neubau ist am „freien“ Markt nicht 
erzielbar. Folglich wird der frei fi­
nanzierte Mietwohnungsneubau 
ein kleiner Posten in der Neubauak­
tivität bleiben.

Anders sieht es für Investitionen 
in den Bestand aus. Die „Erwerber­
modelle“ mit Umwandlung von 
Miet- in Eigentumswohnungen ha­
ben noch eine gute Chance. Umbau 
und Modernisierung können hier 
steuerbegünstigt in guten Lagen 
noch subventionierte Wertsteige­
rungen herbeiführen. Sozialstaat­
lich ist das falsch, aber den Sozial­
staat für die Reichen wird die Regie­
rung Kohl/Genscher nicht ganz wir­
kungslos werden lassen. Damit wird 
die Verdrängung einkommens­
schwacher Mieter aus bisher preis­
werten, nach der Umwandlung aber 
teuren Eigentumswohnungen wei­
tergehen. Der sich dadurch verstär­
kende Mangel an preisgünstigen 
Wohnungen wird aber keine bau­
wirksame Nachfrage auslösen. Die

betroffenen Einkommensschichten 
könnten nämlich nur subventionier­
te Mietobjekte -  und auch die viel­
leicht nur mit Hilfe von Wohngeld -  
bezahlen. Für sie kommt ein frei fi­
nanzierter Mietwohnungsbau nicht 
in Betracht.

Die Unternehmensgewinne sind 
gestiegen, die Quote der Entnah­
men aus den Unternehmen auch. 
Manche Großunternehmen wirken 
wie Finanzinstitute mit angeglieder­
ten Produktionen. Trotzdem bauen 
sie wenig. Nicht die Finanzlage der 
potentiellen gewerblichen Bauher­
ren ist schlecht, sondern die Hoff­
nungen und Erwartungen auf ein er­
hebliches Wachstum sind gesun­
ken.

Die Finanzlage der öffentlichen 
Bauherren ist demgegenüber 
schlecht. Gut zwei Drittel der öffent­
lichen Bautätigkeit erfolgt durch 
kommunale Investitionen, wird je­
doch nicht durch Eigeneinnahmen 
der Gemeinden finanziert, sondern 
wesentlich durch Finanzzuweisun­
gen aus Bund und Ländern be­
stimmt und durch überwälzte Aus­
gabenverpflichtungen behindert.

Die Gemeinden haben die Steu­
erreformen der Vergangenheit mit 
stärkeren Einnahmeminderungen 
als Bund und Länder bezahlt. Eine 
weitere Steuerreform, die „größte 
aller Zeiten“ genannt, steht noch 
bevor. Die Gemeinden wissen 
nicht, wie deren Folgen für die 
Stadtkämmerer aussehen werden. 
Nicht nur die eigenen Einnahmen 
der Gemeinden werden verringert 
werden, auch die Fähigkeit von 
Bund und Ländern zu Finanzzuwei­
sungen wird geändert werden. Kei­
ne Gemeinde wird sich darum ohne 
Gewißheit über die Folgen dieser 
Steuerreform in eine umfangreiche 
Auftragsvergabe stürzen. Folglich 
werden die kommunalen Bauinve­
stitionen auf dem niedrigen Niveau 
von heute stagnieren und die kom­
munale Bautätigkeit wird gebremst.
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wenn nicht die Zins- und Tilgungs­
fähigkeit der kommunalen Haushal­
te schnell geklärt wird. Solche Klä­
rung könnte in einer „Höchstzinsga­
rantie“ für bestimmte Baumaßnah­
men bestehen (z. B. Zinsen von 
mehr als 4 % werden von Bund und 
Ländern übernommen).

Außerdem waren die Folgen ver­
gangener Steuerrechtsänderun­
gen, die daraus entstehenden Ein­
nahmeveränderungen, der Konsoli­
dierungsbedarf und die Konsolidie­
rungsfähigkeit in den Gemeinden 
ungleich verteilt. Der Hinweis, daß 
im Durchschnitt die Konsolidierung 
der Gemeindefinanzen gelungen 
sei, verschleiert die Tatsache,' daß 
es nur wenige Durchschnittsge­
meinden gibt. Es gibt Gemeinden 
mit hervorragend saniertem Stadt­
säckel und ohne Investitionsbedarf. 
Und in Gemeinden, wo noch ein 
großer Baubedarf herrscht, ist auch 
die Konsolidierung des Gemeinde­
haushalts noch nicht gelungen und 
zeichnen sich hohe Ausgabenzu­
wächse für Sozialhilfe ab.

Wenn Bund und Länder ihre Fi­
nanzzuweisungen nicht gezielter 
dorthin vergeben, wo ein tatsächli­
cher Bedarf ist, und immer gleich 
hohe kommunale Komplementär- 
Mittel voraussetzen, wird die kom­
munale Finanznot Baumaßnahmen 
verhindern und an anderer Stelle 
der kommunale Reichtum, der den 
Durchschnitt mit bestimmt, wegen 
der Sättigung des örtlichen Bedarfs 
zu keinen Bauausgaben führen.

Umweltschutz als Bauaufgabe

Dabei ist ein großer Baubedarf 
vorhanden. Es gilt nicht nur die Ein­
sicht, daß Umweltschutz zwar Geld 
kostet, unterlassener Umwelt­
schutz aber noch mehr Geld. Es gilt 
auch, daß die Verlängerung der Un­
terlassungszeit zur Verteuerung der 
Altlastbeseitigung führt. Daher sind 
nicht nur Zinszahlungen eine Ko­
stenbelastung der Zukunft. Die Zu­
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kunft wird genauso durch steigende 
Altlastbeseitigungskosten im Um­
weltschutz belastet. Wenn etwa Bo­
denverseuchungen langsam aber 
sicher ins Grundwasser Vordringen, 
dann wird die Untersuchung und 
Sanierung der bereits geschlosse­
nen Altmülldeponien immer dringli­
cher und immer umfangreicher, je 
mehr Zeit vergeht. Hier ist ein Hand­
lungsfeld, in dem die Angst vor der 
Staatsverschuldung die Einsicht 
verdrängt, daß ein verspäteter 
Grundwasserschutz noch mehr ko­
stet als ein kreditfinanzierter Grund­
wasserschutz heute einschließlich 
der zu tragenden Zinslast.

Die wirtschaftswissenschaftliche 
Auffassung, daß der Segen der un­
terlassenen Staatsverschuldung so 
groß sei, daß er die Sünde unterlas­
sener Umwelt-Altlastbeseitigung 
voll ausgleiche, ist durch nichts ge­
rechtfertigt. Dies gilt vor allem, 
wenn man weiß, daß die Altlasten­
beseitigung unausweichlich ist und 
durch ihre Verschiebung an Aus­
maß nur zunimmt. Konkurse und ein 
damit einhergehender übermäßiger 
Abbau der bauwirtschaftlichen Ka­
pazitäten, die zur Altlastenbeseiti­
gung doch nötig sein werden, sind 
ebenfalls ein Treibsatz für die zu­
künftigen Kosten.

Dieselbe Argumentation gilt für 
die Eindämmung jetzt laufender 
Umweltbelastungen durch Schad­
stoffausstoß. Das Filtern und Säu­
bern von Abgasen und Abwässern 
und ein möglichst unschädliches 
Deponieren der Abfallmassen erfor­
dern bauwirtschaftliche Kapazitä­
ten. Auch die Minderung der Um­
weltbelastungen durch den aktuel­
len Produktionsprozeß braucht 
Baumaßnahmen.

Es ist kein Wunder, daß alles 
Nachdenken über bauwirtschaftli­
che Aufgaben sich daher mit Um­
weltschutz verbindet. Das SPD- 
Programm „Arbeit und Umwelt“ 
geht von den Notwendigkeiten aus.

Es ist auf 15 Jahre angelegt, alles 
andere als ein klassisches Beschäf­
tigungsprogramm zur Konjunktur­
ankurbelung und nicht mit dem von 
der Wenderegierung in Kraft ge­
setzten Wohnungsbauprogramm in 
einen Topf zu werfen.

Die Bauwirtschaft fordert der Sa­
che nach Ähnliches mit der Zinsbe­
günstigung für Umweltschutzbau- 
ten der Kommunen über den ERP- 
Fonds. Und das Land Bayern sieht 
die Lage nicht anders. Ebenso ist al­
len klar, daß Stadtumbau und Ge­
bäudemodernisierung Baukapazi­
täten erfordern. Und daß im Interes­
se des Umweltschutzes Energie- 
sparinvestitionen im Gebäudebe­
stand nach wie vor nötig wären, 
könnte auch jeder wissen.

Also ist es wichtig danach zu fra­
gen, ob der ungebremste Kapazi­
tätsabbau der Bauwirtschaft denn 
das richtige für die Zukunft ist. Und 
da jedermann einsehen kann, daß 
die Bautätigkeit in der gesamten 
Nachkriegsgeschichte von der öf­
fentlichen Finanzwirtschaft abhän­
gig war: die private und gewerbliche 
Bautätigkeit über Steuerbegünsti­
gungen und Abschreibungssätze 
und -fristen, die öffentliche Bautä­
tigkeit über Haushaltsentscheidun­
gen, kann auch jeder wissen, daß 
dies in Zukunft kaum anders sein 
wird.

Daraus ergibt sich, daß finanz­
wirtschaftliche Entscheidungen der 
Gegenwart so oder so die Zukunft 
vorbereiten. Und dies nicht bloß, 
was die Wahlchancen angeht, son­
dern vor allem was die zukünftigen 
Kostenbelastungen der öffentlichen 
Haushalte betrifft, die durch Kon­
kurse und den dann später erforder­
lichen Neuaufbau von Kapazitäten 
und das Anwachsen der zu beseiti­
genden Schäden erhöht werden. 
Einen Sinn für die volkswirtschaftli­
chen Notwendigkeiten der Sied­
lungsmodernisierung und Infra-
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Strukturinstandhaltung müßten wirklich angewandten Verursacher- stenlasten durch Vertagen von Ent-
doch auch diejenigen haben, die prinzips im Umweltschutz ersparen Scheidungen und Maßnahmen nur
einstweilen den bethebswirtschaftli- wollen. Wenn sie diesen Sinn ent- steigen werden. Diese Erkenntnis
Chen Entscheidungseinheiten im- wickelten, würden sie erkennen, könnte eine Wende für die Bauwirt-
mer noch die vollen Kosten des daß die öffentlich zu tragenden Ko- schaft herbeiführen.

Hans-Hagen Härtel

Baukrise -  Kumulation von Trend, Politik und Zyklus

Die Bauwirtschaft gehört nicht 
erst seit heute, sondern schon 

seit 20 Jahren zu den schrumpfen­
den Sektoren. Bezieht man zur Aus­
schaltung von konjunkturellen Ver­
zerrungen die trendmäßige Baupro­
duktion auf das gesamtwirtschaftli­
che Produktionspotential, so ist die 
Bedeutung der Bauinvestitionen 
zwischen 1965 und 1985 von 
15,5%  auf 11 ,5%  zurückgegan­
gen. Der Bedeutungsverlust er­
streckt sich auf alle wichtigen Nach­
fragegruppen, den Wohnungsbau, 
den gewerblichen Bau und den öf­
fentlichen Bau 

Der Schrumpfungsprozeß resul­
tiert vor allem aus dem Rückgang 
der Neubautätigkeit und konzen­
triert sich deshalb auf das Bau­
hauptgewerbe. Die Anzahl der Er­
werbstätigen hat dort in den letzten 
20 Jahren um rund 700 000 oder 
um fast 40 % abgenommen. Dem 
sinkenden Bedarf an Neubauten 
steht jedoch eine zunehmende 
Nachfrage nach Leistungen zur Er­
haltung, Sanierung und Modernisie­
rung der bestehenden Bausubstanz 
gegenüber, die in erster Linie dem 
Ausbaugewerbe zugute kommt. 
Dort hat die Anzahl der Erwerbstäti­
gen in den letzten 20 Jahren sogar 
um 100 000 zugenommen. Der An­
teil des Ausbaugewerbes an der 
Beschäftigtenzahl des gesamten 
Baugewerbes ist von 25 % auf 
40 % gestiegen. Der Bedeutungs­
gewinn von Ausbauleistungen wird 
durch die amtlichen Beschäfti­
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gungsdaten noch nicht einmal voll­
ständig wiedergegeben, denn von 
dem wachsenden Bedarf wird ein 
hoher und zunehmender Teil durch 
Eigenleistung der Bauherren, durch 
Nachbarschaftshilfe und Schwarz­
arbeit gedeckt. Aber selbst wenn 
man dies berücksichtigte, ergäbe 
sich nur ein geringer Ausgleich für 
den Rückgang der Neubautätigkeit.

Wegen der exzessiven zykli­
schen Bewegungen der Baunach­
frage war es in der Vergangenheit 
für die Unternehmen und für die 
wirtschaftspolitischen Instanzen 
schwierig, den langfristigen Trend 
der Bautätigkeit zu erschließen. Seit 
Anfang der achtziger Jahre ist zu­
dem eine Deformierung des ge­
wohnten zyklischen Musters der 
Baunachfrage zu beobachten. 
Während der letzten Rezession ist 
die Bautätigkeit im gewerblichen 
Bau und im Wohnungsbau weniger 
stark eingeschränkt worden als z. B. 
die Lieferungen von Ausrüstungen 
oder von langlebigen Konsumgü­
tern, obwohl man wegen der hohen 
Zinsempfindlichkeit eine schärfere 
Reaktion der Baunachfrage hätte 
erwarten können. Die Wirkungen 
der hohen Zinsen wurden damals 
zum Teil dadurch neutralisiert, daß 
für den Neubau Abschreibungser­
leichterungen in Kraft gesetzt wur­
den, daß durch Modernisierungs­
und Energiesparförderung auch 
Baumaßnahmen im Bestand be­
günstigt wurden und daß mit dem 
Aufkommen der Bauherrenmodelle

die Hoffnung auf Steuerersparnisse 
zeitweise das Rentabilitätskalkül im 
Wohnungsbau verdrängte. Schließ­
lich versuchte Ende 1982 die Bun­
desregierung durch befristete An­
reize in der Bauwirtschaft die Initial­
zündung auszulösen, die den Kon­
junkturmotor wieder zum Laufen 
bringen sollte.

All dies hat die Baunachfrage 
über das durch den Trend und 
durch den Konjunkturzyklus be­
stimmte Niveau hinausgehoben. Es 
wurden freilich in den letzten Jahren 
häufig nicht zusätzliche Bauten er­
stellt, sondern Baumaßnahmen nur 
zeitlich vorgezogen. Damit war 
auch der folgende Rückschlag pro­
grammiert. Die Nachfrage mußte 
nicht nur in dem Ausmaß zurückge­
hen, in dem die staatlichen Anreize 
ausliefen oder an Wirksamkeit ver­
loren, sondern auch in dem Aus­
maß, in dem durch das Vorziehen 
künftiger Nachfrage ein Nachfrage­
loch entstand. Damit ist es zu erklä­
ren, daß die Bauproduktion -  und 
zwar insbesondere im Wohnungs­
bau -  in diesem Jahr vermutlich um 
5 % zurückgehen und damit -  für 
ein Aufschwungsjahr ganz unge­
wöhnlich -  unter dem langfristigen 
Trend liegen wird.

Im Grunde war der Rückgang der 
Nachfrage nach neuen Wohnungen 
durchaus zu erwarten -  wenn auch 
nicht in dem tatsächlichen Ausmaß. 
Denn eigentlich war das relativ ho­
he Niveau der Baufertigstellungen
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in den letzten Jahren nicht zu erklä­
ren, wenn man berücksichtigt, in 
welch dramatischem Ausmaß sich 
wichtige Determinanten der Nach­
frage verschlechtert haben:

□  Wegen der hohen Realzinsen ist 
der Anteil der Zins- und Tilgungs­
verpflichtungen am verfügbaren 
Einkommen höher als früher und 
nimmt wegen der Stagnation der 
Realeinkommen nicht mehr so 
rasch wie früher ab.

□  Der hohe Versorgungsgrad mit 
Wohnungen erlaubt es, den 
Wunsch nach Wohneigentum durch 
den Erwerb einer Altbauwohnung 
statt durch einen Neubau zu befrie­
digen.

□  Der starke Geburtenrückgang 
beeinflußt tendenziell den Enwerb 
von Wohneigentum negativ.

Das, was sich beim Wohnungs­
bau derzeit ereignet, war im öffentli­
chen Bau schon vorher eingetreten. 
Während der Rezession in den Jah­
ren 1974/75 hatte der Staat noch 
mustergültig die Baunachfrage 
durch seine eigenen Baumaßnah­
men gestützt. In den folgenden Jah­
ren schloß sich das mittelfristige In­
vestitionsprogramm an. Da im Rah­
men dieser Programme nachgeord- 
nete Gebietskörperschaften Inve­
stitionen zu Lasten des Bundes fi­
nanzieren konnten, dürfte über den 
aktuellen Bedarf und vermutlich 
auch im Vorgriff auf künftige Nach­
frage gebaut worden sein. Die rea­
len Bauinvestitionen der öffentli­
chen Hand sind nach dem Auslau­
fen des mittelfristigen Investitions­
programms im Jahre 1980 um nicht 
weniger als 25 % gesunken. Man 
kann dies nicht allein der forcierten 
Haushaltskonsolidierung zuschrei­
ben, denn der Staat hat auf längere 
Sicht die Wahl, welche Ausgaben er 
einspart. Der Rückgang der öffentli­
chen Investitionen ist auch Aus­
druck dafür, daß bei den Politikern 
andere Ausgaben Priorität haben.
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Der Rückgang der Baunachfrage 
enthält jedoch auch eine zyklische 
Komponente. Die Erholung in der 
Gesamtwirtschaft in den letzten 
Jahren wird übenwiegend vom Ex­
port getragen und ist zum Teil ein 
Ergebnis davon, daß der reale Au­
ßenwert der D-Mark gegenüber 
dem Dollar, aber auch gegenüber 
den meisten anderen Währungen 
gesunken ist. Diese reale Abwer­
tung der D-Mark hat über die Ver­
teuerung der Importe die inländi­
schen Realeinkommen gedämpft. 
Hinzu kommt, daß die Kapitalab­
flüsse die inländischen Realzinsen 
hochgehalten haben. Die Begünsti­
gung der Unternehmen, die über 
den Export oder über den Import mit 
dem Ausland konkurrieren, wurde 
also erkauft durch eine Dämpfung in 
den Sektoren, die wie die Bauwirt­
schaft nur den Inlandsmarkt bedie­
nen.

Die kritische Lage in der Bauwirt­
schaft scheint wirtschaftspoliti­
sches Handeln unabweisbar zu ma­
chen. Es wird z. B. gefordert, den 
Schuldzinsenabzug im Eigenheim­
bau, der Ende 1982 ausdrücklich 
als ein befristeter Anreiz zur Bele­
bung der Konjunktur beschlossen 
wurde, zu einer Dauersubvention 
zu machen und die Vergünstigun­
gen, die die Novellierung der Eigen­
heimbesteuerung ab 1987 mit sich 
bringen soll, bereits 1986 in Kraft zu 
setzen. Des weiteren soll der Staat 
Mittel für die Modernisierung, die 
Energieeinsparung und den Städte­
bau bereitstellen. Für gewerbliche 
Bauten wird eine beträchtliche Ver­
kürzung der Abschreibungsfristen 
vorgeschlagen. Und schließlich er­
hofft man sich von einer Forcierung 
des Umweltschutzes spürbare Im­
pulse für die Bauwirtschaft.

Man gewinnt bei vielen Vorschlä­
gen den Eindruck, als werde dem 
Staat die Aufgabe zugewiesen, ei­
nem absehbaren Schrumpfungs­

prozeß entgegenzuwirken und dau­
erhaft mehr Nachfrage in die Bau­
wirtschaft zu lenken, um dort die Ka­
pazitäten und die Beschäftigung 
aufrechtzuerhalten. Es sollte aber 
selbstverständlich sein, daß auf 
mittlere Sicht sich nicht die Nachfra­
ge an den vorhandenen Kapazitä­
ten auszurichten hat, sondern daß 
umgekehrt nur soviel sachliche und 
personelle Ressourcen in der Bau­
wirtschaft beschäftigt werden, wie 
es der Bedarf erfordert. Wenn die 
Konsumenten ihre Einkommen 
eher für andere Güter ausgeben 
wollen, die Unternehmen den Kauf 
von Ausrüstungsgütern für profita­
bler ansehen oder der Staat das 
Steueraufkommen für Soziallei­
stungen oder für Personal venwen- 
det, muß die Bauwirtschaft zugun­
sten der begünstigten Branchen 
schrumpfen.

Die Hoffnung, daß durch bloße 
Umlenkung von finanziellen Mitteln 
zugunsten der Bauwirtschaft nicht 
nur die Bauproduktion, sondern 
auch die gesamtwirtschaftliche Pro­
duktion erhöht und die Arbeitslosig­
keit verringert werden kann, ist 
durch nichts belegt. Mittelfristig 
spricht am meisten für die Vermu­
tung, daß die Begünstigung eines 
Sektors den anderen Sektoren 
Nachfrage entzieht und dort die 
Produktion und Beschäftigung 
senkt. Dies gilt übrigens auch für die 
Beschäftigungswirkungen des Um­
weltschutzes.

Ein Nachfrageprogramm, das zu­
gunsten eines Sektors aufgelegt 
wird, läßt sich allenfalls kurzfristig 
rechtfertigen, wenn man die be­
gründete Vermutung hat, daß ein 
vorübergehender Nachfrageein­
bruch einen Abbau von Kapazitäten 
bewirkt, die bald wieder gebraucht 
werden. Die bisherige Erfahrung 
mahnt zur Vorsicht. Allzu häufig hat 
der Staat im Bemühen, die Bau­
nachfrage zu glätten, später eine 
noch tiefere Talfahrt programmiert.

281


